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der Besoldung A 12 und die Zahl 
für den höheren Dienst GY GE (S II) 
mit der Besoldung A13 Z, dann 
waren das ca. 700 für H RS GE (SI) 
und ca. 2100 für GY GE (S II). Wenn 
man diese Zahlen kennt, ist es 
unverantwortlich, diese Ungleich-
heit begünstigende Besoldung 
beizubehalten. Schulstrukturell 
kann es neben den vielen Verlier-
ern (GS, HS, RS, GE) hier nur einen 
Gewinner geben, das Gymna-
sium. Und dann ist das Unverant-
wortliche vermutlich gewollt oder 
gerne toleriert.

Situation für die integrierten 
Schulen
Auch hier sind die Schulen in den 
Uni-Städten Köln, Münster; Bonn 
etc. im Vorteil. Daneben gibt es 
eine Reihe von Schulen mit 
schwierigen Standortbedin-
gungen. Diese Schulen sehen sich 
zunehmend gezwungen, nicht 
nach dem tatsächlichen Fachbe-
darf Stellen auszuschreiben, son-
dern sich nach den Erfolgschan-
cen auf dem Lehrerarbeitsmarkt 
zu richten und Fächer auszuschrei-
ben, an denen eigentlich kein 
Bedarf besteht. So besteht zumin-
dest die Chance, die Stelle mit 
einem ausgebildeten Pädagogen 
besetzen zu können. Zunehmend 
müssen diese Schulen Seitenein-
steiger einstellen oder die zuge-
wiesenen Stellen können nicht 
besetzt werden.

Insbesondere gegenüber den 
Gymnasien sind alle integrierten 
Schulen benachteiligt, da der Stel-
lenanteil des höheren Dienstes in 
der SI lediglich 47 % beträgt. Dies 
wirkt sich nach dem Wirksamwer-
den des neuen Lehrerausbildungs-
gesetzes noch negativer aus als 
bisher. Auch wenn die neue Lan-
desregierung den Stellenanteil 
von 44 % auf 47 % erhöht hat. Not-
wendig im Interesse aller Schulen 
neben dem Gymnasium wäre 
eine gleiche Eingangsbesoldung 
nach A 13 Z.
Da das schulscharfe Einstellungs-
verfahren die Ungleichheiten zwi-
schen den Schulen nachweisbar 
verstärkt, muss es ersetzt oder 
durch flankierende Maßnahmen 
ergänzt werden. Hier sind neben 
administrativen Maßnahmen wie 
Versetzungen, Abordnungen eine 
Reihe verschiedener Möglich-
keiten auf der Anreizebene nicht 
nur denkbar, sondern dringend 
notwendig. Das können spürbare 
Zulagen sein, eine Reduzierung 
der Unterrichtsverpflichtung, eine 
Erhöhung der Beförderungsstellen, 
zusätzliche Stellen für Sozialpäda-
gogen und andere Maßnahmen 
mehr. 
Es ist verantwortungslos, dass das 
Land um diese Misere der Schulen 
und der eklatanten Ungleichbe-
handlung der Schüler*innen dieser 
Schulen weiß und keine hinrei-
chenden Maßnahmen ergreift.

Das Qualitätsdebakel Inklusion 
Wie man Verantwortung von oben nach unten abschiebt

Die jetzige Landesregierung hatte eine Qualitätsoffensive für die in-
klusive Bildung an den weiterführenden Schulen versprochen. Was ist 
stattdessen passiert?

DAGMAR NAEGELE

Gesagt, getan: ein Kriterienka-
talog wurde erstellt, die Neu-

ausrichtung der Inklusion mit ver-
besserter Qualität propagiert.

Die Verantwortung wird wei-
tergegeben.
Das Ministerium beauftragte nun 
die nachgeordneten Behörden 
der Kommunen und Bezirksregie-
rungen mit der Umsetzung der 
„Qualitätsoffensive“ und gab 
damit wohlwissend die Verant-
wortung ab. So weit so gut? Die 
Qualitätsüberprüfung sollten nun 
die Dezernate in den Bezirksregie-
rungen übernehmen. Hier sind 
die fachpädagogische Kompe-
tenz und die Nähe zu den Schulen 
gebündelt.

Die Verantwortung der Kom-
munen: 25 sind nicht 25 ….
Die Formel 25:3:0,5, also 25 Kinder 
in einer inklusiven Klasse, bei drei 
Kindern mit Förderbedarf und 
einem Stellenzuschlag von 0,5 
mit ausgebildeten Förderleh-
rer*innen erweckte begründete 
Hoffnung in den Schulen, stellte 

sich aber bald als nicht rechtlich 
verbindliche sondern „rechne-
rische“ Größe, also unverbindlich 
heraus. Die Entscheidung über 
die Klassengröße wurde zudem 
den kommunalen Schulträgern 
überlassen. Ein fatales Abschie-
ben der bildungspolitischen Ver-
antwortung auf die kommunale 
Ebene. Kommunale Träger haben 
ein divergierendes Eigeninteresse, 
nämlich das der Kostenneutralität. 
Da erhöht man aus baulicher Not 
ziemlich ungeniert die Klassen-
größe.  Abgesehen davon, dass 
mit dieser Formel die Zahl der För-
derkinder in einer inklusiven Klasse 
mal gleich auf drei erhöht wurde, 
ist der zugedachte Stellenzu-
schlag angesichts des Mangels an 
sonderpädagogischem Personal 
gar nicht umzusetzen. 
Die jetzige Unterbesetzung mit 
sonderpädagogischem Fach-
personal verändert schon seit 
längerem die Strukturen in den 
Klassen und Schulen, die inklusiv 
sind: pädagogisch, organisato-
risch und disziplinarisch. Dieser 
Prozess setzte mit der flächende-
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ckenden Umsetzung der Inklusion 
ein. Neben viel Professionalität 
und guter Pädagogik insbeson-
dere in den Schulen, die schon 
länger Inklusion anbieten, finden 
sich aber zunehmend neuge-
gründete Gesamt- und Sekun-
darschulen, Schulen im länd-
lichen Bereich und sozialen 
Brennpunkten in förderpädago-
gisch prekärer Situation wieder.
Die Gründung der Initiative der 
Schulen in besonderen Lagen, 
heute als „Schule hoch Drei“ 
benannt, sind ein deutlicher Hilfe-
ruf. Hilferufe kamen auch aus 
einer Gesamtschule in Duisburg 
Mitte, einer Sekundarschule in 
Wülfrath, einer Gesamtschule in 
Bergisch-Gladbach. Die Schullei-
tungen sahen sich nicht in der 
Lage die Bedingungen für die 
Inklusion zu erfüllen: sie fordern 
die Einhaltung der 25er Größe 
ein, sie weisen darauf hin, dass 
die räumliche Ausstattung eine 
Betreuung bestimmter Förderbe-
darfe an ihren Schulen gar nicht 
zulasse, sie mahnen an, dass För-
derlehrer*innen nicht zur Verfü-
gung stehen.
Fehlende sonderpädagogische 
Kräfte müssen durch allgemeine 
Lehrkräfte ausgeglichen werden, 
die auch bei permanenter Fort-
bildung, die real gar nicht stattfin-
den kann, zunehmend in die 
Überforderung kommen. Dies 
alles auf der Basis einer in vielen 

Schulen allgemeinen Unterbeset-
zung mit Lehrer*innen potenziert 
die Situation.
Die Antworten der Bezirksregie-
rungen  an die Schulen sind 
beschämend: keine Schule 
wurde von ihnen dem Ministerium 
als „nicht geeignet“ gemeldet, 
eine Einschätzung, die die Reali-
tät an den Schulen schlicht aus-
blendet. Kritische Anfragen wer-
den z.B. beschieden mit dem Hin-
weis, die Schule habe doch 
immer schon unter den gege-
benen Bedingungen Inklusion 
gemacht, also: weitermachen. 

Wo bleibt die Verantwortung 
der Gesamtschuldezernate 
für die Gesamtstruktur der 
integrierten Schulformen? 
Eigentlich muss man erwarten, 
dass die schulfachlichen Dezer-
nate ihrer ureigenen Aufgabe 
nachgehen, nämlich die päda-
gogische Struktur einer Gesamt-
schule und Sekundarschule zu 
schützen und zu fördern. Also 
müssten sie Sturm laufen gegen 
das ministerielle Abschieben der 
Verantwortung. Sie sollten sich 
ausdrücklich und konsequent vor 
ihre Schulen stellen.
Die Bezirksregierungen sind nun 
mit der sogenannten „gerechten 
Verteilung des Mangels“ beauf-
tragt. Der Begriff „Umsetzung“ 
bekommt hier eine neue konkrete 
Definition. Dazu gehören die Ver-

teilung der wenigen Förderleh-
rer*innen auf Stadt und Land, was 
insbesondere außerhalb der posi-
tiven Schwarmstädte zu ekla-
tanten Ungerechtigkeiten führt, da 
bekanntermaßen junge und qua-
lifizierte Kräfte in die Großstädte 
drängen und sich wegen des Leh-
rermangels aussuchen können, 
wo sie arbeiten wollen.
Dazu gehört auch, dass „ermu-
tigt“ wird, anstatt der fehlenden 
Förderlehrerinnen doch Kräfte für 
„Multiprofessionelle Teams“ einzu-
stellen. Das sei doch auch etwas 
in der Not. Oder es soll die Mög-
lichkeit der Einstellung von Fach-
lehrer*innen genutzt werden. Stel-
len sind genug da. Wie wahr. 
Anmerkung: da es Lehrermangel 
gibt, ist das Füllhorn-Angebot von 
Stellen fast zynisch zu nennen, sie 
können nur schwer besetzt wer-
den und laufen reihenweise leer.  

Die Verantwortung wird damit 
an die Kollegien und Schullei-
tungen durchgereicht.
Womit sich ein weiterer Bereich 
des Qualitätsdebakels auftut: 
Schulleitungen werden nun durch 
ihre Dezernate gezwungen, den 
Mangel nicht nur zu verwalten, 
sondern ihn langfristig anzuneh-
men und vor allem: kein Klagen 
dazu aufkommen zu lassen. 
Überlastungsanzeigen, so gesche-
hen in Duisburg, Wülfrath, Ber-
gisch-Gladbach und anderswo, 

werden formalistisch abgewie-
sen. Besonders problematisch ist, 
wenn es von der Bezirksregierung 
Sprechverbot für eine Schullei-
tung gibt, die auf Nachfrage des 
Schulträgers, in einer immerhin 
öffentlichen Schulausschusssit-
zung, die schwierige Situation der 
eigenen Gesamtschule darlegt. 
Hier wird massiv Druck ausgeübt, 
keine Öffentlichkeit herzustellen. 
Eigentlich ist es doch eine Auf-
gabe der Fürsorge der Dezernate, 
für ihre Schulleitungen die Sachla-
gen vor Ort, die allen bekannt 
sind, deutlich an die zuständigen 
Stellen rück zu melden und sich 
verantwortlich zu äußern, ob das 
etablierte Anspruchsniveau des 
Ministeriums an die Schulen über-
haupt zu erfüllen ist. 
Besonders deutlich wird das 
Qualitätsdebakel, wenn als 
Lösung eines Personalproblems 
einer Schule von anderen 
Gesamtschulen z.B. Abord-
nungen von Förderlehrer*innen 
angeordnet werden, so gesche-
hen im RP Köln. Grundsätzlich 
sind Abordnungen akzeptable 
Möglichkeiten, kurzfristig für 
Schulen Entlastung zu schaffen. 
Konsequenz ist aber immer eine 
strukturelle Unruhe und stei-
gende Verunsicherung in den 
Kollegien: Wer muss gehen? Wie 
kann ein kurzfristig abgeordneter 
Lehrer ersetzt werden? Wenn 
diese Abordnungen aber auch 
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noch von Schulen erfolgen, die 
selbst im sozialen Brennpunkt 
arbeiten müssen und deren 
gesamte Planung für das nächste 
Schuljahr abgeschlossen ist, 
ergibt sich das nächste Debakel: 
Es entsteht ein Verteilungskampf 
der Gesamtschulen und Sekun-
darschulen untereinander und in 
ihren Kommunen. Wer hat den 
größeren Bedarf, wo kann man 
Kindern mit Förderbedarf weiter 
zumuten, dass ihr Rollstuhl keinen 
Fahrstuhl hat, es an Differenzie-
rungsräumen fehlt, die Ausstat-
tung für einzelne Förderbereiche 
nicht vollständig ist. Dies alles führt 
keinesfalls zu einer Qualitätsver-
besserung.

Fazit
Das Durchreichen der Verantwor-
tung auf die einzelne Schule und 
ihre Leitung verändert die inne-
ren Strukturen einer Gesamt-
schule oder Sekundarschule 
schleichend und langfristig nega-
tiv. 

Kritik führt doch zu nichts…?
Nun lässt sich treffl ich einwenden, 
dass es wegen des Lehrerman-
gels nun mal so sei und alle ihr 
Bestes geben müssen. Und das 
höchste Professionalität von 
Schulleitungen eingefordert wird.  
Auch das ist wahr. 

Aber, wer hält was für das 
Beste? 
Eine Verschleierung der Situation 
in den Schulen und Sprechver-
bote sind nicht das Beste, sondern 
erinnern bestenfalls an den 
bekannten Vogel Strauß. 
Die Situation muss auf allen Ebe-
nen und von allen Beteiligten klar 
und mutig benannt werden. Nur 
Ehrlichkeit führt hier zu notwendi-
gen politischen Prioritätenset-
zungen. Die Landesregierung 
bleibt in der Verantwortung für 
die Umsetzung der Inklusion. Den 
Gesamt-  und Sekundarschulen 
ist mit Lobhudelei, sie seien die 
Besten in der Umsetzung der 
Inklusion, angesichts der ekla-
tanten Strukturveränderungen 
nicht weiter geholfen. Oder ist es 
beabsichtigt, die integrierten 
Schulen schleichend zur Rest-
säule der weiterführenden Schul-
bildung werden zu lassen? 
Im Bereich der Personalpolitik des 
Landes muss das Beste wohl neu 
bedacht werden. Wie hat die 
Verteilung von Förderlehrer*innen 
und Regellehrer*innen zukünftig 
stattzufi nden? (Vgl. auch Beh-
rend Heeren, Seite 2ff). Kann der 
Grundsatz, zuerst die Förderschu-
len mit Lehrpersonal zu bestü-
cken, dann erst die weiterführen-
den Schulen, so beibehalten wer-
den? 

Es ist Rechtssicherheit zu schaffen, 
dass Stellen, die einer Schule nach 
ihrem Bedarf zugewiesen sind, 
auch dort verbleiben.
Die Regel 25: 3: 0,5 muss rechtssi-
cher sein und nicht als Scheinfor-
mel zur Medienwirksamkeit mutie-
ren.
Ein Kind- und schulwirksamer Sozi-
alindex zur Verteilung der perso-
nellen und sächlichen Mittel muss 
endlich vom Land umgesetzt wer-
den.
Die GGG verweist in dieser Stelle 
besonders auf die Auswirkung des 
Qualitätsdebakels für die integ-
rierten Systeme der Gesamt- und 
Sekundarschulen. Es soll dabei 
nicht vergessen werden, dass 
Hauptschulen und Realschulen in 
gleicher Form betroffen sind. 
Und letztendlich sind die Gesamt-
schulen, Sekundarschulen, Real-
schulen und Hauptschulen 
bestimmt nicht darauf abonniert, 
in der Inklusion, immerhin eine 
gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe, alleine die Besten zu sein. 
Dass das Gymnasium sich weiter-
hin durch erklärten politischen 
Willen der Landesregierung aus 
der Inklusion verabschieden darf, 
wird angesichts der gesamtgesell-
schaftlichen Aufgabe Inklusion 
immer absurder und muss vom 
Land korrigiert werden. Wir laden 
die Gymnasien ein, am Qualitäts-
debakel Inklusion teilzunehmen.

In NRW droht eine Bildungsapartheid.

Online-Fassung des Kommentars in der NRZ 
vom 24.8.2019. 

Liebe i-Dötze, Lehramtsstudiengänger und 
sonstige Anfänger im Bildungswesen: Seht zu, 
dass ihr aufs Gymnasium kommt. Dann ist 
(fast) alles gut. Da sind die meisten Lehrer-
stellen besetzt, da muss man sich (an den 
meisten Schulen) nicht länger mit anstren-
genden Inklusionsfragen auseinandersetzen 
und auch nicht damit, dass die Mitschüler 
vielleicht nicht gut deutsch sprechen. Die 
sind nämlich vorher alle schon ausgesiebt 
worden. Willkommen also auf der Insel der 
seligen Bildungsgewinner, aus Dankbarkeit 
ist bitteschön die FDP oder hilfsweise die CDU 
zu wählen, damit alles weiter so bleibt.

Denn was heute von Menschen in allen Beru-
fen verlangt wird – sich schnell, abrupt und 
unter Abschied von liebgewordenen Ge-
wohnheiten mit sich rasch verändernden 
Gegebenheiten in unserem sozialen Umfeld 
auseinanderzusetzen, mit Bildungsferne, Mi-
grationshintergründen, kulturellen Barrieren 
– davon bleibt seit Schülergenerationen das 
Gymnasium weitgehend verschont.

Ja, das Wort „Bildungsapartheid“ ist böse, 
zynisch und übertrieben. Aber eine Landes-
regierung, der so wenig zur Bildungskrise und 
Lehrermangel einfällt, muss damit rechnen, 
dass ihr genau das vorgeworfen wird.
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